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Abstract 
 
 
Die Besonderheiten der Verwaltung zeigen sich an ihren Grenzen. In dieser Policy-Analyse werden die verschie-
denen, zusammenwirkenden Gestaltungsfaktoren für das Ziel einer nachhaltigen Mobilität betrachtet. Die indi-
viduellen, organisatorischen, institutionellen, politischen, fachlichen, kommunikativen, rechtlichen und finanzi-
ellen Grenzen der Handlungsmöglichkeiten für die Mobilitätsplanung in der Öffentlichen Verwaltung werden 
am Beispiel der Kiezblocks als Maßnahme zur Förderung von Nahmobilität im Berliner Bezirk Pankow unter-
sucht. 
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1. Einleitung 

In der im Nachlass erschienen organisationssozio-
logischen Analyse ‚Die Grenzen der Verwaltung‘ be-
schreibt Niklas Luhmann (2021), wie sich das Publi-
kum, die Politik und das Personal der Verwaltung von 
ihrer Umwelt abgrenzen. Damit wird definiert, wel-
che Grenzen das System Verwaltung zu seiner Um-
welt hat und aus welchen Erwartungen es sich defi-
niert. Allerdings wird daraus nicht ersichtlich, auf wel-
che Grenzen sie bei der Ausübung ihrer öffentlichen 
Aufgabe trifft, verbindliche Entscheidungen herzu-
stellen. Dies kristallisiert sich bei den Herausforde-
rungen des Transition Managements für die Ver-
kehrswende heraus (UBA 2015b).  

Der Bedarf nach einer Verkehrswende resultiert 
aus den planetarischen Grenzen, die Grenzen des 
Wachstums verursachen (Meadows et al. 1972). In 
der Weltgemeinschaft entstand daraus in den letzten 
30 Jahren das gemeinsame politische Ziel, den Klima-
wandel und die Folgen daraus für den Menschen zu 
begrenzen (UN 2015). Auf allen politischen Ebenen 
wird mittlerweile konsensuell eine nachhaltige Mobi-
lität gefordert, deren Implikation die Effizienz, Suffizi-
enz und Konsistenz von Verkehr bedeutet (Agora 
Verkehrswende 2020). Auch wenn die Grenzen des 
Machbaren immer weiter ausgelotet werden und 
Technologieoffenheit als ein universelles Heilmittel 
zur Überwindung gedanklicher und individueller Be-
schränkungen gilt, gibt es dennoch die Einsicht, dass 

nicht allein die Antriebswende den Wandel bezeugt, 
sondern auch eine Mobilitätswende vonnöten ist 
(Agora Verkehrswende 2017; High-Tech Forum 
2019). Mit dem Ziel der Nachhaltigkeit stellt sich die 
Politik der Herausforderung, die bisher nicht nachhal-
tige Verhaltensweise der Gesellschaft und Wirtschaft 
zu verändern. Das Ziel ist es, menschliche und ökolo-
gische Grenzen der Gesundheit oder der Umwelt 
nicht zu überschreiten, um für die Gesellschaft nega-
tive Nutzungsauswirkungen einzuschränken, wofür 
der gemeinwohlorientierten Eingriffsverwaltung u. a. 
Emissionsgrenzwerte, Flächenverbrauchsgrenzen, 
Promillegrenze oder auch Geschwindigkeitsbegren-
zungen zur Verfügung stehen. Die aktuelle Bundesre-
gierung ist sich dabei der gesellschaftlichen Heraus-
forderung dieser Regulierung der individuellen Frei-
heit bewusst, wie sie im Koalitionsvertrag von 2021 
feststellt: „Für die notwendigen Veränderungspro-
zesse werben wir um Akzeptanz und werden unsere 
Ziele dialogorientiert umsetzen […].“ (SPD, BÜNDNIS 
90 / DIE GRÜNEN, FDP 2021, S. 48)  

Die öffentliche Verwaltung hat als Exekutive politi-
scher Zielsetzungen eine entscheidende Rolle für die 
konzeptionell geplant, zielorientierte Transformation 
inne. Als öffentlicher Verwaltungsträger sind die Be-
hörden durch materielles Gesetz zuständig für die zu-
gewiesenen Aufgaben der Gestaltung des Verände-
rungsprozesses und Einwerbung von Akzeptanz 
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durch Beteiligungsprozesse und müssen sie in legiti-
mierte Handlungen überführen. Im Besonderen ist es 
die kommunale Verwaltung, die sich zunehmend mit 
der Umsetzung der politisch geforderten Verände-
rungen auseinandersetzen müssen, da auf kommu-
naler Ebene bei den Menschen vor Ort die dafür not-
wendigen Konsequenzen in der Gestaltung von Infra-
struktur, Verkehr und Mobilität erforderlich sind. 
Doch an diesem Kondensationspunkt der Umsetzung 
sind die dafür notwendigen Maßnahmen umstritten, 
sodass die Verwaltung auf zahlreiche Grenzen bei der 
Manifestation von nachhaltiger Mobilität trifft. 

 
2. Grenztypen für die Verwaltung 

Grenzen haben eine wichtige definitorische und 
identifikationsstiftende Funktion (Prittwitz und Weg-
rich 2003). Durch die Grenzziehung gewinnen Einhei-
ten Unterscheidungsmerkmale gegenüber ihrer Um-
welt, was Luhmann in seiner System-Umwelt-Be-
trachtung der Verwaltung nutzte. Die Grenze ist ein 
Zwischenraum, in Bewegung und in einem Zirkulati-
onsprozess, sodass aus konstruktivistischer Perspek-
tive die Aushandlung und Interpretation den Diskurs 
über Grenzen prägen (Eigmüller 2006; Nail 2016). Auf 
die Handlungen eines Verwaltungsangehörigen über-
tragen bedeutet dies, dass der individuelle Hand-
lungsraum – teilweise auch Wunschraum des Han-
delns – an die institutionellen Grenzen und Möglich-
keiten gebunden ist und dementsprechend den Ge-
staltungsraum bestimmt (Bogumil 2006). Die Verwal-
tung als Exekutive der Politik hat einen Auftrag, den 
sie als Organisation erfüllt, woraus sich die formale 
Organisationsstruktur ableitet und Geschäftsvertei-
lungspläne, Zuständigkeits- und Verfahrensregle-
ment sowie bindende Jobbeschreibungen entstehen, 
die den positionsgebundenen Gestaltungsraum als 
Aktionsraum definieren (Matys 2006). Fähigkeiten, 
die das Personal der Verwaltung für die legitimierte 
Entscheidungsfindung noch nicht besitzt, werden 
durch Qualifikationsmaßnahmen wie Weiterbildun-
gen angelernt. Somit findet ein Anpassungsprozess 
zwischen individuellen Gestaltungsraum und institu-
tionellen Gestaltungsraum statt, mit dem Ziel aus 
Sicht der Verwaltung, dass das Personal aufgaben-
profilgerecht agiert und die Positionsanforderungen 
erfüllt (siehe Abb. 1).  

Bei der Bearbeitung von Verwaltungsaufgaben ent-
stehen Gestaltungsräume bspw. in der Auswahl der 
Mittel, Interpretation von Gesetzen und Vorgaben, 
strategischen Vorgehensweise oder Interaktion mit 
anderen Verwaltungseinheiten, die durch institutio-
nell geprägte Handlungsroutinen wiederum einge-
schränkt werden (Seibel 2017). Institutionen sind 
übergreifende Erwartungsstrukturen, die angemes-
senes Handeln und Entscheiden bestimmen, 
wodurch sie bestimmte Strukturmerkmale und Ver-
haltensweisen unterstützt und andere eher ausge-
schlossen werden (Hasse und Krücken 2008, 2009). 
Die Arbeit in der Verwaltung bewegt sich insbeson-
dere für neue, nicht routinisierte Aufgaben an der le-
gitimen Grenze, an der mikropolitische Aushand-
lungs- und Interpretationsprozesse prägend sind. Die 
Grenze ist dabei nicht nur als räumliche Dimension zu 
verstehen, sondern als gedankliches Distinktionsmit-
tel, das unter vielen verschiedenen, über die soziolo-
gische Organisation der Verwaltung hinausgehende 
Betrachtungen erlaubt. 

Als Auftrag- und Mittelgeber bestimmt die Politik 
über die Inhalte und Macht der Verwaltung. Zwar 
wurde die Zielsetzung einer zunächst integrierten, 
später nachhaltigen Mobilität bereits jahrzehntelang 
proklamiert (Deutscher Städtetag 1989; Hesse 1995; 
Schwedes 2021). Wirklich gelebt und konsistent in 
die Planungspraxis überführt wurde es aber nie, wie 
die Entwicklung der CO2-Zahlen im Straßenverkehrs-
sektor verdeutlicht (UBA 2023). Ein wesentlicher Fak-
tor dafür ist auch, dass die Straßenverkehrsordnung 
als wichtigstes nationales Regelwerk für die Mobili-
tätsplanung nur zögerlich und hauptsächlich für neue 
Verkehrsarten wie Carsharing oder Lastenräder an-
gepasst wurden  (BGBL Teil I Nr. 48, 2021). Reformen 
für eine nachhaltige Mobilität werden aber weiterhin 
blockiert, wie das Scheitern der StVO-Novelle 2023 
im Bundesrat zeigte (Bundesrat 2023).  

Der Entscheidungsprozess im politisch-administra-
tiven System ist geprägt von Handlungsroutinen für 
Rechtssicherheit, Nachvollziehbarkeit und Qualität 
(Agora Verkehrswende 2023; Hrelja und Rye 2023). 
Routinen sind wichtig, um im Arbeitsalltag zur Kom-
plexitätsreduktion die hohe Anzahl an Entscheidun-
gen, die Unvollständigkeit des Wissens und die Gren-
zen der Planbarkeit zukünftiger  Ereignisse zu bewäl-
tigen (Simon 1981; Kahneman 2012). Maßnahmen 
für nachhaltige Mobilität im bestehenden Verkehrs-
raum stellen aber selten Handlungsroutinen dar, was 
zur Folge hat, dass sich die Handlungen an den Gren-
zen des legal möglichen und demokratisch akzeptier-
baren neu definieren müssen. Der sich daraus prä-
gende Umgang mit der Verwaltungsaufgabe stellt 
eine Governance-Innovation dar, die neben den 
technischen und sozialen Innovationen für die Ver-
kehrswende benötigt wird, um informationsbasierte, 

Abbildung 1: Angleichungsprozesse zwischen individuel-
lem Gestaltungsraum und institutionellem Handlungs-
raum, eigene Darstellung 
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legitime und verbindliche Entscheidungen zu treffen 
(Raffer et al. 2023). 

Neben diesen grundsätzlich politisch geprägten 
Grenzen gibt es auch hausgemachte Organisations-
schwierigkeiten von Strukturen und Prozessen der 
Verwaltung. Begriffe wie Behörden-Pingpong, Silo-
denken oder Dezemberfieber stehen symbolhaft für 
amtsinterne Hindernisse, die wiederum organisato-
risch-institutionalisierte Zuständigkeits-, Kooperati-
ons- oder Effizienzgrenzen der Verwaltung darstellen 
(Agora Verkehrswende 2023). An den von Luhmann 
definierten Grenzen der Verwaltung – dem Publikum 
und der Politik – kommt es im politischen Aushand-
lungsprozess auch immer wieder zu Grenzen der 
Kommunizierbarkeit, zwischen abstrakten Visionen 
und konkreten Handlungsmaßnahmen mit zeitlich 
und finanziell begrenzten Handlungsmöglichkeiten 
ausreichend und transparent die Komplexität zu ver-
mitteln. In der Demokratie legitimiert die Bevölke-
rung das Verwaltungshandeln in der Umsetzung von 
Politik, wodurch die Beziehung von Politik, Verwal-
tung und Bevölkerung innerhalb der hoheitlichen Pla-
nungsaufgabe in gegenseitigen Interaktionen wie 
Überwachung, Beteiligung oder Beauftragung ver-
bunden ist. 

 Bei der Betrachtung der kleinsten Einheit der Ver-
waltung – dem Personal – gibt es ebenso individuelle 
Limitationen bei der Umsetzung des politischen Ziels, 
die sich in Formen wie Fachkenntnisse und organisa-
torische Fähigkeiten, Erfahrungen, normatives Bild, 
Problemwahrnehmung oder Risikobereitschaft aus-
drücken können (Bratzel 1999). Der Umgang mit be-
grenzten Mitteln und beschränkenden Rechtsrah-
men erfordert immer wieder individuelle Lösungsan-
sätze, die über die gewissenhafte Amtstätigkeit hin-
aus u. a. Kreativität, Engagement und Risikobereit-
schaft verlangen (Raffer et al. 2023). Die Grenzen der 
Verwaltung für nachhaltige Mobilität sind also man-
nigfaltig und führen zu dem häufig in diesem Kontext 
benutzten Resümee: Wir haben kein Erkenntnis-, 
sondern ein Umsetzungsproblem. 

 
3. Qualitative Untersuchung einer Fallstudie 

Im Angesicht dieser theoretischen Herausforde-
rungen wurde das Forschungsprojekt MobilBericht in 
der Verwaltung von Berlin-Pankow von 2017 bis 2023 
zusammen mit der TU Dresden und TU Berlin durch-
geführt1. Das Ziel war es, die öffentliche Verwaltung 
bei der Planung und Umsetzung von nachhaltiger 
Mobilität auf kommunaler Ebene zu begleiten, um 
die Praxis des Transformationsprozesses zu verste-
hen und zu optimieren. 

 
1 Das Forschungsprojekt MobilBericht2 wurde vom 
Bundesministerium für Bildung und Forschung im 
Förderschwerpunkt Sozial-ökologische Forschung 

Im ersten Schritt wurde gemäß dem Leitbild einer 
nachhaltigen Mobilität die Mobilitätsberichterstat-
tung durchgeführt, bei der nach Zieldiskussion, Mo-
bilitätsdatenanalyse, Strategie- und Maßnahmenent-
wicklung der 1. Pankower Mobilitätsbericht als über-
geordnetes Planungswerk veröffentlicht wurde 
(Stadtentwicklungsamt Pankow 2021; Hausigke et al. 
2023). Damit einhergehend konnte durch Etablie-
rung eines Mobilitätsmanagementteams und Aufbau 
ämterübergreifender Austauschformate die struktu-
rellen und prozessualen Voraussetzungen zur Umset-
zung von Maßnahmen für nachhaltige Mobilität ge-
schaffen werden. 

In der darauffolgenden Umsetzungsphase wurde 
die erstmalige Implementierung sogenannter Kiez-
blocks im  Bezirk begleitet (Buchmann et al. 2023; 
Hausigke und Buchmann 2023). Kiezblocks sind die 
Übertragung der Superblocks aus Barcelona auf Ber-
lin, bei dem die Nahmobilität in Wohnquartieren ge-
fördert wird und der Kfz-Durchgangsverkehr heraus-
gehalten werden soll (Buchmann et al. 2023). Mit-
hilfe einer Prozessevaluation als wissenschaftlichen 
Begleitmaßnahme wurde der Planungsprozess analy-
siert, der abschließend durch einen Learning-History-
Workshop mit allen Entscheidungstragenden rückbli-
ckend die Umsetzungsbedingungen für den Kiezblock 
als Maßnahme für nachhaltige Mobilität reflektierte 
(Dziekan et al. 2015). Aus dieser qualitativen Erhe-
bung über Treiber und Widerstände der Mobilitäts-
planung werden unter Betrachtung der Grenzen der 
Verwaltung für nachhaltige Mobilität Ergebnisse vor-
gestellt. 

 
4. Ergebnisse aus der Verwaltung von Berlin-Pan-
kow 

Allein die Interpretation von Kiezblocks und ihre 
verschiedenartige Umsetzung in den Berliner Bezir-
ken zeigen, dass institutionell geprägte Verständnis- 
und Verhaltensweisen wichtige Faktoren sind, die Lö-
sungsmöglichkeiten gestalten als auch beschränken. 
Die Pankower Vorgehensweise wurde im Berliner 
Vergleich in der medial-gesellschaftlich Perzeption 
als rechtssicher und wissenschaftlich interpretiert, 
die zwar Berechtigung hat, aber als nicht effizient für 
eine flächendeckende Förderung von nachhaltiger 
Mobilität eingeschätzt wurde (Schubert 2022). Den 
Charakterzug der Rechtssicherheit hat sich der Bezirk 
im Laufe der letzten Jahrzehnte erarbeitet, da das Da-
moklesschwert der Rechtsklage viele Verkehrspro-
jekte ereilte und dementsprechend die gestalteri-
sche Interpretation der Gesetzestexte zur Anordnung 
von Umbaumaßnahmen im Verkehrsraum stark auf 

unter dem Förderkennzeichen 01UR2103A von 
2021 bis 2023 gefördert. 
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etablierte Maßnahmen fokussiert ist und neue Her-
angehensweise juristisch kritisch betrachtet werden.  

Dies zeigt sich sowohl an einer Diagonalsperre in 
Pankow, die durch das Berliner Verwaltungsgericht 
aufgrund mangel- und fehlerhafter Begründungen 
der qualifizierten Gefahrenlage als rechtswidrig ein-
gestuft wurde (Kolter 2024). Demgegenüber argu-
mentierte der Bezirk Berlin-Mitte bei seinen Kiez-
blocks auf Grundlage des § 4 BerlStrG und hielt dabei 
einer gerichtlichen Klage bei der Straßenumwidmung 
stand (Neumann 2024a; Neumann 2024b). Diese Bei-
spiele der Diskussion über die Herstellung einer legi-
timierten Entscheidung bei Kiezblocks verdeutlicht, 
unter welchen Voraussetzungen das Projekt im Be-
zirk Pankow durchgeführt wurde. 

In den Gesprächen stellte sich heraus, dass die 
rechtlichen Bedingungen fast ausschließlich als Wi-
derstand wahrgenommen wurden, die den Hand-
lungsraums massiv begrenzen. Der gesamte Pla-
nungsprozess hatte umfangreiche Untersuchungen 
umfasst, aus dem sich die gestalterische Lösung der 
Verkehrsberuhigung und Verhinderung des Kfz-
Durchgangsverkehrs mittels aufwendigeren Ver-
kehrskonzept gegenläufiger Einbahnstraßen im Kom-
ponistenviertel als mildestes und bei den schmalen 
Erschließungsstraßen auch als legitimes Mittel her-
ausstellte. Weitere Interventionsstufen mit Diagonal-
sperren wurden für den weiteren Projektverlauf nach 
der Evaluation vorgesehen, um mit baulichen Maß-
nahmen angemessen auf Nichtbefolgung der neuen 
Verkehrsregeln reagieren zu können, um die Ziele zu 
erreichen. Fachliche Planungsunsicherheiten durch 
widersprüchliche Gesetzeslagen wie das Berliner Mo-
bilitätsgesetz im Vergleich zur StVO sorgen für Grau-
zonen bzw. Ermessensgestaltungsräume, die sich oft-
mals im Einzelfall erst vor Gericht auflösen. Möglich-
keiten unbestimmter Rechtsbegriffe wie die der qua-
lifizierten Gefahrenlage werden wenig ausgeschöpft. 
Die Straßenverkehrsbehörden nehmen aufgrund der 
Unsicherheit teilweise sogar eine Veto-Position ein, 
die den Planungsprozess zum Erliegen bringen kann. 
Die Diskussionen zu einer gesetzlich legimitierenden 
Begründung von Anordnung schaffen allerdings Um-
sicht und hilft, sich untereinander zu vernetzen und 
geeignete Mittel zu identifizieren. 

Die Gefahr des Regelübertritts ist omnipräsent. Die 
Haftung für Anordnungen ist eine individuelle Grenze 
der Entscheidungstragenden, die aufgrund der Ge-
setzlage teilweise ein persönliches Risiko für nachhal-
tige Mobilität eingehen. Die Ermessensausübung 
wird zur entscheidenden Variablen der Grenzver-
schiebung für neue Lösungsansätze zur Zielverfol-
gung, solange keine Gesetzesänderungen stattfin-
den. Die individuellen Gestaltungsleistungen haben 
großen Einfluss auf den Erfolg von Projekten. Von al-
len Seiten wurde bestätigt, dass nur durch die Mehr-

arbeit aller im Amt Beteiligten eine erfolgreiche Um-
setzung ermöglicht wurde. Schlüsselstellen sind vor 
allem Ingenieurs- und Rechtsleistungen, die bei un-
besetzten Stellen den gesamten Planungsprozess um 
unbestimmte Zeit verlängern. Als Grund wurde vor 
allem die vergleichsweise niedrige Besoldung identi-
fiziert, die wenig Attraktivität für neue Arbeitskräfte 
in einem Arbeitsmarkt mit Fachkräftemangel bietet. 
Die in der Theorie aufgezeigte Assimilation zwischen 
individuellen Gestaltungsraum und institutionellen 
Handlungsraum bedarf Personal, das willig ist, sich zu 
verändern und den Wandel mitzugestalten. Ansons-
ten können zentrale Stellen zwar besetzt sein, aber 
den Planungsprozess im Sinne nachhaltige Mobilität 
blockieren. 

Die Aussagen der Beteiligten zur Baumscheiben-
pflege oder Aufstellung von Sitzbänken zeigen, wie 
stark die kreative Gestaltung des öffentlichen Raums 
insbesondere für die Anwohnenden rechtlich einge-
schränkt ist: „Also natürlich gibt es grundsätzlich die 
Möglichkeit, da verschließen wir uns auch nicht. Die 
ist aber relativ begrenzt. Also immer dann, wenn es 
um Verkehrssicherheit – also mit der Haftung, die da 
hinten dranhängt – geht, ist das Spiel schnell zu Ende. 
[…] was man da ausverhandeln kann und was über-
haupt möglich ist, das ist viel weniger, als man als Laie 
denkt.“ Die Arbeit der Verwaltung ist mit ihren einge-
schränkten Mitteln oft auf die Pflichtaufgaben redu-
ziert, was Gefahrenstellenbeseitigung bedeutet. Es 
wurde resümiert, dass es einfacher ist, den Kfz-
Durchgangsverkehr aus den Wohngebieten heraus-
zuhalten, als den Öffentlichen Raum umzugestalten. 
Auf ein zentrales Problem auf Bezirksebene wurde 
durch Schaffung einer neuen Stelle und Diskussion 
über Zuständigkeiten reagiert: „Aber die eigentliche 
Planung des öffentlichen Raums als solchen, mit ge-
wissen Qualitäten, da ist keiner richtig federführend.“  

Stimmen aus der Bevölkerung zur Wahrnehmung 
des Öffentlichen Raums während des Planungspro-
zesses unterstützten eine passivere, vereinfachende 
Vorgehensweise, denn es wurde mehrfach der 
Wunsch geäußert, eher die bestehende Ausstattung 
zu erhalten und zu pflegen, anstatt Neues zu instal-
lieren und wieder degenerieren zu lassen. Vonseiten 
des Bezirksamts hieß es: „Wenn Geld da ist, wird es 
aufgestellt. Dann wirkt Physik. Und dann ist es irgend-
wann nicht mehr verkehrssicher und wir räumen es 
ab.“ Die Dualität von Verkehrsberuhigung und Ge-
staltung des Öffentlichen Raums wird also als Heraus-
forderung wahrgenommen, die noch besser zeitlich 
koordiniert werden muss. Finanzielle Mittel zur Ge-
staltung des Öffentlichen Raums sollten für Kiez-
blocks immer eingeplant werden, um auch unabhän-
giger von externen und programmabhängigen Finan-
zierungsquellen zu sein. 

Ein wichtiger organisatorischer Faktor bei Projek-
ten mit multiplen Effekten und Verantwortlichen ist 
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die ämter- und abteilungsübergreifende Zusammen-
arbeit, deren Etablierung von der Hausleitung und 
den Ressourcen abhängt. Fähigkeiten und Ressour-
cen müssen in Austauschformaten wie z. B. regelmä-
ßigen Arbeitstreffen und Abstimmungsrunden ver-
netzt werden, um gemeinsam fachübergreifend alle 
Belange zu berücksichtigen. Dafür ist eine hohe Ver-
trauensbasis und ein transparenter Austausch unter-
einander mit frühzeitiger Beteiligung der Träger öf-
fentlicher Belange wie Polizei oder Verkehrsunter-
nehmen vonnöten, die die Identifikation und das En-
gagement der Beteiligten befördern können und 
nicht durch fachlich widersprüchliches Handeln kon-
terkariert werden sollten. Dann ist es möglich, dass 
alle Beteiligten dem Projekt eine hohe Priorität wid-
men, was eine weitere Steuerungsmöglichkeit der 
Umsetzbarkeit darstellt. Die Zusammenarbeit mit der 
Landesverwaltung war hingegen von wenig Koopera-
tion und Dialog geprägt. Ein von der Senatsverwal-
tung herausgegebener ‚Leitfaden zur Verkehrsberuhi-
gung in Kiezen‘ wurde wenige Monate nach Veröf-
fentlichung im Zuge eines Regierungs- und politi-
schen Hausleitungswechsel 2023 von der Webseite 
genommen. Für alle Anfragen bzgl. Eingriffen in das 
übergeordnete Straßennetz wurden Absagen erteilt 
und keine Gespräche geführt. 

Möglichkeiten zur Beschleunigung des Planungs-
prozesses wie die freihändige Vergabe von Aufträgen 
sind rar und störungsanfällig. Das Einkürzen von Be-
arbeitungszeiträumen zur Begegnung des Personal-
mangels sind für die Qualität des Planungsprozesses 
oftmals abträglich. Gerade bei sich neu etablieren-
den Prozessen ist der Individuelle und institutionelle 
Lernprozess zu berücksichtigen, der zeitintensiv aber 
notwendig für eine erfolgreiche Umsetzung und För-
derung nachhaltiger Mobilität ist. Die Ressorts in der 
Verwaltung können zur Prozessoptimierung ange-
passt werden, um die Agilität zu fördern und Zusam-
menarbeit zu optimieren. Die bilaterale Kommunika-
tion ist auf kurzem Dienstweg durch direkten Kontakt 
einfacher und führt insbesondere in intensiven Ab-
stimmungsphasen schneller zu besseren Ergebnis-
sen. Die zu späte und nicht ausreichende Einbindung 
von Prozessbeteiligten kann wiederum zu Missver-
ständnissen und Blockadehaltungen führen. Der 
Wandel zur Verschiebung der Grenzen wurde wie 
folgt erklärt: „Das ist ja wie immer bei jedem Verän-
derungsprozess, wenn man es genau betrachtet. Man 
kommt dann immer zu so einem Kristallisationspunkt. 
Dann gibt es auch mal Krawall und ein Tal der Tränen, 
wie man es aus dem Change Management kennt. Ir-
gendwann bewegt man sich in einer sanften Kurve 
raus im besten Fall und hat dann eine Lösung und hat 
dann auch irgendwie so einen Fortschritt im gemein-
samen Verständnis solcher Prozesse.“ 

Diese Transformation wurde auch in der Politik 
festgestellt. Parteiübergreifend haben sich fast alle 

PolitikerInnen hinter die Idee der Verkehrsberuhi-
gung von Wohngebieten gestellt. Insbesondere die 
Unterstützung der Gubernative als politische Leitung 
der Ämter – die BezirksstadträtInnen in Berlin – hat 
geholfen, die Kiezblocks als Gestaltungsmaßnahme 
einzuführen und gemeinsam umzusetzen. Dieser 
Rückhalt zeigte sich vor allem auf Öffentlichkeitsver-
anstaltungen, auf denen das Konzept von politischer 
Seite immer wieder als gemeinsame politische Vision 
herausgestellt wurde. Beide Nahmobilitätsaspekte 
eines Kiezblocks – die Verhinderung des Kfz-Durch-
gangsverkehrs als auch die Attraktivierung des Öf-
fentlichen Raums zur Steigerung der Aufenthaltsqua-
lität – wurden von politischer Seite unterstützt. Von 
der Verwaltung wurde sich aber von politischer Seite 
gewünscht, mehr Verständnis für die Ressourcenlage 
und Zuständigkeiten aufzubauen, um das Erwar-
tungs- und Ressourcenmanagement für den instituti-
onellen Handlungsraum politisch besser zu steuern. 
Es benötigt beispielsweise für Verzögerungen tech-
nisch-organisatorischer Abläufe ebenfalls politisches 
Verständnis und Rückendeckung. Die Obstruktion 
aus der Politik durch Dauerbelastung mit Drucksa-
chen wird als störend wahrgenommen, da eine Über-
beauftragung stattfindet, die mit den gegebenen 
Ressourcen nicht erreicht werden kann, was zur 
Frustration und Blockadehaltung führt. Dafür ist ein 
besseres Aufgaben- und Prioritätenmanagement 
vonnöten. Politik und Verwaltung müssen beide die 
Möglichkeit zulassen, den Wandel zu vollziehen und 
den Willen haben, ihn mitzugestalten. 

In Pankow fielen diese Voraussetzungen zur Um-
setzung des Kiezblocks zusammen: Die Politik unter-
stützte mit mehreren Drucksachen die Umsetzung 
des Kiezblocks, alle Beteiligten der öffentlichen Ver-
waltung waren motiviert, zeigten Bereitschaft und 
haben Ressourcen in den Planungsprozess einge-
bracht, sodass sich ein Möglichkeitsfenster geöffnet 
hatte, das gemeinsam genutzt wurde. Vorgehens-, 
Haltungs- und Argumentationsweisen wurden in der 
bezirklichen Verwaltung und darüber hinaus im Aus-
tausch mit anderen Bezirken in Berlin reflektiert, 
wodurch ein besseres Verständnis für alle Entschei-
dungsvariablen und den Zusammenhang mit der Mo-
bilität der Menschen entwickelt wurde. Mit dem ge-
sammelten Erfahrungswissen und etablierten Netz-
werken nach der erstmaligen Umsetzung und wis-
senschaftlichen Evaluation sind nun Vorgehenswei-
sen institutionalisiert, die zur Beschleunigung des Pla-
nungsprozesses durch bessere Vorplanungen beitra-
gen können. „Und letztlich wird es Zeit brauchen. Ja. 
Also das können wir, glaube ich, nicht abkürzen. Wir 
müssen da die Erfahrung sammeln, vielleicht auch 
aus anderen Kiezen.“ 

Mobilität genießt eine hohe öffentliche Aufmerk-
samkeit, weil alle in ihrem Alltag davon betroffen 
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sind. Der politisch-administrative Lern- und Akzep-
tanzprozess fand auch in der Interaktion mit der Be-
völkerung statt. Die Planung und Umsetzung des 
Kiezblocks wurde von zahlreichen Informations- und 
Beteiligungsmaßnahmen zur Kommunikation nach 
außen begleitet. Informiert wurde über eine Web-
seite, Aushänge, mehrere Informationsveranstaltun-
gen, Pressemitteilungen und kurz vor der Umsetzung 
durch Postwurfsendungen und Vorwegweiser. Zur 
Beteiligung wurde Photovoice mit Schulkindern an-
gewendet, Abstimmungen zu Sachverhalten über 
eine digitale Beteiligungsplattform, bei Vor-Ort-Be-
gehungen sowie Informationsveranstaltungen 
durchgeführt und ein Projektbeirat eingerichtet, 
wodurch zielgruppengerechte Partizipationsmöglich-
keiten angeboten wurden. Sogenannten „Netzwerk-
Oligarchen“ in den Beteiligungsveranstaltungen, die 
gut vernetzt sind und mit lauter Stimme ihre Mei-
nung kundtun, wurde eine gezielte Beteiligung von 
Gruppen mit besonderen Mobilitätsbedarfen entge-
gengestellt. Widerständen wurden durch Informa-
tions- und Dialogangebote über Lösungsmöglichkei-
ten für das allgemeinen Wohl begegnet, allerdings 
war allen Beteiligten klar, dass nicht alle Menschen 
erreicht und Gegenstimmen vollends aufgelöst wer-
den können. Kommunikationskonzepte sollen noch 
besser eingesetzt werden, um den Ablauf und die 
Mitentscheidungsmöglichkeiten besser koordinieren 
und den partizipativen Gestaltungsraum zu bestim-
men, wodurch das Erwartungsmanagement zu den 
BürgerInnen verbessert wird. Die Politik könnte aber 
noch proaktiver die Kommunikation übernehmen, da 
die Verwaltung fast nur über Entscheidungen infor-
miert.  

Eine repräsentative Befragung, die vor und nach 
der Umsetzung des Kiezblocks durchgeführt wurde, 
bestätigte, dass die Akzeptanz nach der Umsetzung 
zugenommen hatte. In den Gesprächen unter den 
Prozessbeteiligten wurde festgestellt, dass die medi-
ale Berichterstattung sich im Laufe der Zeit zum Posi-
tiven gewandelt hatte, was vor allem daran lag, dass 
die Vorteile sich erst nach einer Eingewöhnungszeit 
entfalteten. Allerdings wurden die Zeitungen auch 
kritisch betrachtet, da einige Anbieter durch Skanda-
lisierungen Clickbaiting betrieben haben und sensible 
Informationen nicht immer korrekt dargestellt wur-
den, wodurch es zur verzerrten Darstellung von Sach-
verhalten kam und Widerstände provoziert wurden.  

Die Prozessbeteiligten stellten fest, dass noch im-
mer zu wenig finanzielle Ressourcen für die Bürger-
beteiligung aufgewendet und zu wenig interaktive 
Formate angeboten werden. Im Allgemeinen mo-
nierte die Verwaltung die geringen institutionellen 
Handlungsräume aufgrund der geringen Ressourcen-
verfügbarkeit und derzeitigen Haushaltslage. Die Ver-
antwortlichen wollen nicht auf externe Unterstüt-
zung angewiesen sein, die ohnehin durch Kontrolle 

der abgetretenen Leistungen Betreuungsbedarf ver-
ursacht: „Das ist unser Job und ich möchte die Mög-
lichkeiten und die Ressourcen haben, in der Daseins-
versorgung genau diesen Job zu machen.“ 

 
5. Diskussion 

Die Implementierung eines Kiezblocks in Berlin-
Pankow wurde erreicht, wenn auch einschränkend 
festgehalten wurde: „Es gibt die Pflichtaufgaben und 
Kiezblocks sind die Kür.“ Die gesetzliche Pflicht zur 
Verkehrssicherheit, unterschiedliche Prioritätenset-
zungen und der Personalmangel bzw. unbesetzte 
Stellen vor allem in den Straßenverkehrsbehörden 
sind widrige Voraussetzungen, um den Verkehrs-
raum für nachhaltige Mobilität neu zu gestalten. Da-
raus resultierte teilweise eine passive Grundstim-
mung, sodass eine aktive Prozessgestaltung durch 
extrinsische Impulse wie Bürgerinitiativen befördert 
wurde. In der Frage, ob ziel- und nachfrageorientiert 
gesteuert oder projekt- und angebotsorientiert rea-
giert wird, hieß es: „Es gibt im Land Berlin keine pro-
aktive Planung, kein Verkehrsmanagement, […] son-
dern das ist eine rein reaktiv handelnde Behörde.“  

Als Behinderung wurde die omnipräsente Überlas-
tung des bestehenden Personals verursacht u. a. 
durch zu viele Austauschformate, simultane Ereig-
nisse, Übernahme weiterer Aufgaben, Informations- 
und Berichtspflichten sowie Anfragen wahrgenom-
men. In der administrativen ‚Triage‘ der Prioritäten-
setzung gerät die nachhaltige Mobilität gegenüber 
der Verkehrssicherheit soweit ins Hintertreffen, dass 
nur notdürftig und temporär zielorientiert gestaltet 
werden kann. Als Fazit zum Kiezblock-Planungspro-
zess wurde geschlossen, dass die Erwartungshaltung 
sich ändern muss, da es lange Bearbeitungsfristen 
bedarf und Pufferzeiten einkalkuliert werden müss-
ten, da sich vieles im Detail nicht planen lässt und 
keine Verfügungsgewalt bei externen Zuarbeiten be-
stehen. Beispiele dafür sind Baufirmen oder Naviga-
tionsdienstleister, die im Umsetzungsprozess als letz-
ter Planungsschritt kommen. Baufirmen haben durch 
die vielen Aufträge bei begrenzter Ressourcenverfüg-
barkeit in der aktuellen Marktlage ebenso wie die 
Verkehrsänderungsmeldungen bei Navigationsan-
bietern unbekannte und nicht vorab kommunizier-
bare Umsetzungs- bzw. Übernahmezeiträume, so-
dass dafür Übergangszeiten vorzusehen sind. Die 
Verwaltungsmitarbeitenden möchten auch keine 
schnelle Entscheidungsfindung nach gesellschaftli-
chen Trends und politischen Launen durchführen, 
sondern umfassend abwägen, wie politische Ziele am 
effektivsten erreicht werden können. Auch das 
Nichtstun ist eine deliberative Entscheidung (Pohl-
mann und Markova 2011). 

Um den Wandel proaktiv für mehr nachhaltige Mo-
bilität zu gestalten, müssen dauerhaft ausreichend 
Ressourcen zur Verfügung stehen, klare Strategien 
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verfolgt, viel kommuniziert und die Prozessgestalten-
den für die Aufgabe motiviert werden. Nicht nur ad-
ministrative Strukturen, sondern auch institutionali-
sierte Kulturen in Form von Überzeugungen, Haltun-
gen, Werten und Normen sind entscheidende Fakto-
ren, die je nach Regime als Treiber oder auch als Wi-
derstand im Planungsprozess wirken (UBA 2015a). 
Erst unter diesen Voraussetzungen wird die Grenze 
der Befähigung von Verwaltung zur Gestaltung einer 
nachhaltigen Mobilität überwunden, sodass ausrei-
chend Maßnahmen ergriffen werden, um politischen 
Zielkriterien wie CO2-Reduktion im Verkehr, Vision 
Zero, klimaresiliente Städte oder soziale Gerechtig-
keit effektiv verfolgen zu können. 
 
6. Fazit 

Die Grenzen der Verwaltung werden nicht nur in 
der systemischen Betrachtung von Luhmann deut-
lich, sondern vor allem in der Policy-Analyse für eine 
nachhaltige Mobilität. Dafür ist das gesamte poli-
tisch-administrative System in Beziehung zu seiner 
Umwelt sowie die einzelnen Entscheidungstragen-
den innerhalb des Systems zu betrachten, die Pro-
zesse und Strukturen gestalten, die wiederum erst 
die Umsetzung einer nachhaltigen Mobilität ermögli-
chen. Über die Grenzen von Publikum, Politik und 
Personal hinaus zeigen sich auch individuelle, organi-
satorische, institutionelle, fachliche, kommunikative, 
rechtliche und finanzielle Grenzen, die das nach Legi-
timität strebende Verhalten der öffentlichen Verwal-
tung zum Ziel der nachhaltigen Mobilität prägen und 
ihre gesellschaftliche Wahrnehmung definieren. 

Die in der Gesellschaft wahrgenommenen Verzö-
gerungen stellen keine Hinhaltetaktik dar, sondern 
sind das Ergebnis vieler Ungewissheiten in der Politik 
und Planung, aus denen eine kommunikative Intrans-
parenz hervorgeht. Erst wenn die grenzbestimmen-
den gesellschaftlich-institutionellen Faktoren für 
nachhaltige Mobilität in der öffentlichen Verwaltung 
wie beispielsweise Gesetzeslage, Fachpersonal, Fi-
nanzmittel, Akzeptanz, Kooperations- und Kommuni-
kationsfähigkeit sowie politischer und individueller 
Wille sich wandeln, kann ein institutioneller Hand-
lungsraum entstehen, der das Ziel effektiv verfolgt. 
Die Verwaltung strebt nach Legitimation der Hand-
lung, die Teil einer institutionell-gesetzlichen Integra-
tionsebene der Verkehrsplanung ist. Das bedeutet, 
dass die öffentliche Verwaltung das politische Ziel ei-
ner nachhaltigen Mobilität nur effektiv verfolgen 
kann, wenn sie das kulturelle Regime darstellt. 

Das Ziel einer nachhaltigen Mobilität ist mit einem 
umfassenden gesellschaftlichen Wandel verbunden. 
Die kommunale Verwaltung ist dabei hauptsächlich 
für die Mobilitätswende verantwortlich. Um dieser 
Aufgabe der Gestaltung des Wandels gerecht zu wer-
den, müssen die Wege der Problemlösung, Prozesse 
und Strukturen angepasst werden. Der Wandel in der 

Mobilität verursacht einen Wandel in der Planung 
und damit in der Verwaltung, die durch Governance-
Innovationen zur Veränderung der Grenzen für nach-
haltige Mobilität effektiver und effizienter gestaltet 
werden können. Die Untersuchung am Beispiel des 
Berliner Kiezblocks hat gezeigt, dass nur durch das 
Zusammenwirken mehrerer begünstigender Fakto-
ren ein erfolgreiches Projekt umgesetzt werden 
konnte. Dafür haben Politik und Verwaltung gut or-
ganisiert zusammengearbeitet, wurde die Kommuni-
kation mit den Anwohnenden über viele informative 
und partizipative Formate durchgeführt, rechtliche 
Fragen der Umsetzung diskutiert und genügend Fi-
nanzmittel zur Verfügung gestellt. Als entscheiden-
der Punkt haben alle beteiligten Akteure ihren Willen 
zum Ausdruck gebracht und dazu beigetragen, die 
Maßnahme zielorientiert umzusetzen. Die Heraus-
forderung besteht darin, diese etablierte und struk-
turierte Vorgehensweise dauerhaft zu institutionali-
sieren, indem die Grenzen der Verwaltung entspre-
chend neu justiert werden. 
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